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Editorial

„Dass etwas schwer ist, muss ein Grund  
mehr sein, es zu tun“

„Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Das Zitat von Rainer-Maria Rilke kann 
– nein – muss angesichts der bevor-
stehenden Herausforderungen in allen 
Bereichen des öffentlichen Lebens der 
Leitspruch für 2016 sein.

Terrorismus und Flüchtlingskrise wer-
den dabei besonders im Fokus ste-
hen. 

Aber sind das überhaupt Themen 
für eine Gewerkschaft, insbesonde-
re eine Fachgewerkschaft wie unse-
re? Müssen wir uns nicht vorrangig 
um andere Dinge kümmern wie die 
geplante Reform des Sozialen Ent-
schädigungsrechts oder die neue Versor- 
gungsmedizinverordnung?

Mitnichten!! Anlässlich der 57. dbb-
Jahrestagung vom 11.–12. Januar 2016 
in Köln wies der stellvertretende Bun-
desvorsitzende Willi Rust zutreffend 

darauf hin, dass die Solidarität mit 
Schutzbefohlenen eine handlungsfä-
hige Verwaltung erfordere.

Der Zustrom von über einer Million 
Flüchtlingen 2015 hat den öffentlichen 
Dienst vor gewaltige Herausforderun-
gen gestellt. Zutreffend stellte Russ 
fest, „Wer eine politische Entschei-
dung trifft, muss in der Verwaltung 
auch die Voraussetzungen für die 
Umsetzungen schaffen.“

Diese Notwendigkeiten stehen aber 
im krassen Gegensatz zu den vorge-
sehenen Personalabbauplanungen in 
verschiedenen Bundesländern. 

Nach den Rückmeldungen aus ein-
zelnen Landesverbänden der GdV ist 
die personelle Einbindung der Ver-
sorgungsverwaltungen unterschiedlich. 
Auch wenn die Versorgungsverwal-
tungen im Wesentlichen nicht direkt 
betroffen sind wie in Hessen, bleibt 
festzustellen, dass durch Abordnun-
gen und andere personelle Unterstüt-
zung die Durchführung der eigenen 
originären Aufgaben betroffen ist. 
Die entscheidende Frage für die zu-
künftige Entwicklung ist, in welchem 
Umfang 2016 und darüber hinaus 
Flüchtlinge zu erwarten sind.

Es bleibt festzustellen, dass der ge-
samte öffentliche Dienst in Deutsch-
land durch besonderes Engagement 
der Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen 
zur Bewältigung des Flüchtlingsan-
sturms beiträgt. Dies betrifft insbeson-
dere die Erstaufnahmeeinrichtungen, 
das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF), die Polizei im 
Bund und in den Ländern aber auch 
die Beschäftigten in den Kommunen, 

Kitas und Schulen, um nur einige 
herauszuheben.

Was die Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter brauchen und verdient haben, 
ist umfassende Wertschätzung, Dank, 
Anerkennung und uneingeschränkten 
Rückhalt von den politisch Verant-
wortlichen. Vorhaltungen und Vorwür-
fe gegenüber den Beschäftigten des 
BAMF durch die rheinlandpfälzische 
Ministerpräsidentin Malu Dreyer, die 
ich im Übrigen sehr schätze, sind 
nicht nur kontraindiziert, sondern ein 
falsches Signal für die Motivation der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die 
unter höchster Belastung arbeiten. 

Auch die Kritik an der Polizei bei 
den Ereignissen in der Silvesternacht 
in Köln greift zu kurz. Der für die 
innere Sicherheit zuständige Landes-
innenminister exkulpiert sich durch 
Hinweis auf die Fehler der Polizei. 
Das wird die Moral und Arbeitsfreude 
der Polizeibeamten in NRW, die 3,6 
Millionen Überstunden (RP-online vom 
24.11.2015) vor sich herschieben, si-
cherlich nicht fördern. 

Die personelle Unterbesetzung der 
Polizei ist aber keineswegs ein spe-
zifisches Problem des Landes Nord-
rhein-Westfalen. Auch die Polizisten 
in Hessen verzeichnen mehr als 
drei Millionen Überstunden (FR vom 
19.11.2015). Die begrenzte Möglich-
keit der Auszahlung von Überstunden 
und die Erhöhung der Zulage für den 
Dienst zu ungünstigen Zeiten ist dabei 
nur ein kleines Trostpflaster, dem auf 
der anderen Seite die „hessische Be-
amtenbesoldungserhöhung“ und die 
Kürzung bzw. finanzielle Mehrbelas-
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tung bei der Beihilfe gegenübersteht. 
Da wären wir schon bei einer weiteren 
Herausforderung für das Jahr, nämlich 
der Einkommensrunde 2016.

„Die – auch angesichts der Flücht-
lingsbewegung – deutlich gestiegene 
Arbeitsbelastung der Beschäftigten 
im öffentlichen Dienst muss sich im 
Gehalt widerspiegeln“. Das betonte 
der zweite Vorsitzende des dbb, Willi 
Russ, in einem Interview mit der 
„Wirtschaftswoche“ (15. 01. 2016).	

Eingedenk der gesamten Ausgaben-
entwicklung 2015 für u.a. über eine 
Million Flüchtlinge kann bei der Ein-
kommensrunde der Hinweis auf eben 
diese Belastungen oder irgendwelche 
Schuldenbremsen keineswegs ein 
Argument für die Ablehnung einer 
sach- und leistungsgerechten Ge-
haltserhöhung im öffentlichen Dienst 
sein. Darüber hinaus müsste allen 
politisch Verantwortlichen inzwischen 
klar sein, dass ohne Personalaufsto-
ckungen die aktuellen und zukünfti-

gen Aufgaben im öffentlichen Dienst 
nicht bewältigt werden können.

Insofern geben wir den Arbeitgebern 
gerne die oben genannte Lebens-
weisheit des Rainer Maria Rilke mit 
in die Verhandlungen: „Dass etwas 
schwer ist, muss ein Grund mehr 
sein, es zu tun.“	  

Eduard Liske 
Bundesvorsitzender

Im Eiltempo bauen die vielen freiwilligen Helferinnen und Helfer die Unterküfte für die 
Flüchtlinge auf.	 Foto: Osthessen News 

Herausforderung oder Überforderung?
Ein aufschlussreicher Blick hinter die Kulissen
Von Regierungsdirektor Eduard Liske, Fulda

Wenn an einem Freitag um halb zwölf 
das Telefon klingelt und die vorge-
setzte Dienststelle mitteilt, dass einen 
Steinwurf entfernt am Samstag eine 
Zeltstadt für 400 Flüchtlinge errichtet 
wird, für die man ab sofort zuständig 
sein soll, kündigt sich eine ebenso 
anspruchsvolle wie herausfordernde 
Aufgabe an. So geschehen am 21. Au-
gust 2015 in Fulda, als sehr kurzfristig 
entschieden wurde, auf dem Parkplatz 
vor dem Polizeipräsidium Osthessen 
eine Zeltstadt als Außenstelle der 
Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung 
(HEAE) zu errichten. Als nachgeord-
neter Bereich des Regierungspräsi-
diums Gießen und damit der für die 
Flüchtlinge zuständigen HEAE steht 
das Versorgungsamt (Hessisches Amt 
für Versorgung und Soziales) schon 
mal unerwartet vor neuen Herausfor-
derungen. Es ist nun keineswegs so, 
dass Aufbau und Organisation einer 
Zeltstadt zum üblichen Aufgabenspek-
trum eines Versorgungsamtes gehört. 
Es gibt auch kein Handbuch oder 
sonstige schriftliche Anleitungen oder 
Hinweise, wie man eine Zeltstadt 
aufbaut, geschweige denn betreibt. 
Kurzfristige Teamleiterbesprechung (es 
ist Freitagmittag) mit Information und 
Abklärung, welche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter kurzfristig bereit sind, 
Samstag und Sonntag gegebenenfalls 
zur Verfügung zu stehen. Die Liste 
ist erfreulicherweise viel länger als 
erwartet (ein Stein fällt vom Herzen 
und ein riesiges Dankeschön an die 
Mitarbeiter/innen).

Flüchtlingssituation in Deutschland

Alles musste schnell gehen – auch die Materialbeschaffung.		  Foto: Osthessen News
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Es folgen Kontaktaufnahme mit dem 
inzwischen eingerichteten Organisati-
onsstab in der Feuerwache der Stadt 
Fulda und Besprechung und Planung 
des weiteren Ablaufs. Um es kurz 
zu machen: Feuerwehr, Technisches 
Hilfswerk, DRK, Malteser Hilfsdienst 
etc. gelang es innerhalb von 48 
Stunden, eine Zeltstadt mit Betten, 
Decken, allen sanitären Einrichtun-
gen, Versorgungszelt, Essenszelt, 
Empfangszelt und Sanitätszelt sowie 
Umzäunung mit Sichtschutz fertigzu-
stellen. Eine besondere Herausforde-
rung bestand auch noch darin, dass 
die Ankunft der ersten Flüchtlinge 
bereits Samstagabend und dann am 
Sonntagnachmittag angekündigt war.

Neben dem Aufbau musste in der 
Kürze der Zeit eine Vielzahl anderer 
Dinge für den Betrieb der Zeltstadt 
organisiert werden: Essensversorgung 
(Catering unter Berücksichtigung der 
kulturellen Essensgewohnheiten), Si-
cherheitsdienst, soziale Betreuung, 
Ärzte für die Erstuntersuchungen 
und medizinische Versorgung, Sani-
tätsdienst, Reinigungsdienst, Gebäu-
demanagement, Dolmetscher für die 
verschiedenen Sprachen und Verwal-
tungspersonal für die bei der Ankunft 
anfallenden Aufgaben (Aufnahme, Er-
fassung und Verteilung auf die Zelte).

Von der logistischen Herausforderung 
der Beschaffung von Holzpaletten und 
OSB-Platten für die Böden von 30 
Zelten innerhalb von Stunden an ei-
nem Samstagnachmittag will ich gar 
nicht reden.

Ich kann aber feststellen, dass die 
Zusammenarbeit mit der Stadt Ful-

da, dem Landkreis Fulda und den 
ortsansässigen Betrieben und Firmen 
exzellent war.

Tatsächlich kamen die ersten 176 
Flüchtlinge aus der Erstaufnahmeein-
richtung in Gießen erst am späten 
Montagnachmittag an. Da die Außen-
stelle Zeltstadt Fulda (noch) nicht an 
das EDV-Verfahren der HEAE ange-
schlossen war, musste die Erfassung 
der ankommenden Flüchtlinge quasi 
manuell mit ausgedrucktem Erfas-
sungsbeleg, der mir mit E-Mail erst 
kurz vor Ankunft der Flüchtlinge zuge-
sandt wurde, erfolgen. Die Daten des 
Erfassungsbeleges wurden zunächst 
mit den Identitätskarten der ankom-
menden Flüchtlinge abgeglichen. Vor 
der Verteilung in die Zelte erfolgte die 
ärztliche Erstuntersuchung. Dank der 
guten Organisation durch DRK und 
Gesundheitsnetz Osthessen waren je-
weils genügend Ärzte vor Ort, um in 
dafür hergerichteten Kabinen im Emp-

fangszelt und später in Sanitätscon-
tainern die zeitnahe Untersuchung bei 
Ankunft vorzunehmen. Es war auch 
gewährleistet, dass entsprechende 
Übersetzer zur Verfügung standen. 
Die Hilfsbereitschaft der Bevölkerung 
war außergewöhnlich. Neben dem 
kaum zu bewältigenden Umfang von 
Kleider- und Sachspenden gab es 
eine hohe ehrenamtliche Bereitschaft 
für Sprachunterricht, Einladungen zu 
Vereinen und Sportveranstaltungen. 

Bereits Anfang September war die 
Einrichtung mit knapp 400 Flüchtlin-
gen voll belegt. Bevor die Flücht-
linge dann dauerhaft den jeweiligen 
Kommunen bzw. Landkreisen zuge-
teilt werden konnten, mussten sie 
geröntgt werden und ihren Asylan-
trag gestellt haben. Auch die Orga-
nisation der Röntgenuntersuchungen 
erfolgte sehr professionell und zeitnah 
mit Einbindung der örtlichen Kliniken 
und Röntgenpraxen. Zur Abstimmung 
und Bewältigung der jeweils anfal-
lenden Aufgaben und Probleme fand 
zunächst täglich – später mit gerin-
gerer Frequenz ein Jour fix mit allen 
betroffenen Beteiligten (DRK, Polizei, 
Sicherheitsdienst, Caterer und Versor-
gungsamt) statt. Neben den für die 
Flüchtlinge tätigen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern des Versorgungsam-
tes waren bis zu diesem Zeitpunkt 
1.174 Helfer mit insgesamt 10.512 
Stunden ehrenamtlich im Einsatz: 
Sanitäter, Rettungsassistenten, Helfer 
der Versorgungseinheiten, Feuerwehr-
kräfte und Mitglieder des Technischen 
Hilfswerks.

Anfang September wurde mit dem 
DRK ein Betreibervertrag geschlos-
sen. Einrichtungsleitung, Sanitäts-
dienst, soziale Betreuung wurden ab 
diesem Zeitpunkt von hauptamtlichen 
Mitarbeitern des DRK erbracht, was 
aber den bürokratischen Aufwand für 
das Versorgungsamt als Verbindungs

Das Foto zeigt v.l.n.r. Oberbürgermeister Dr. Heiko Wingenfeld (CDU), Eduard Liske, Leiter 
des hessischen Amtes für Versorgung und Soziales und Landrat Bernd Woide (CDU) bei 
der Ortsbesichtigung.		  Foto: Osthessen News

Dankbar beziehen die Flüchtlinge das zu diesem Zeitpunkt allerdings nicht winter-
feste Zelt vor dem Polizeipräsidium Osthessen.	 Foto: Osthessen News
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glied zwischen HEAE und Zeltstadt 
nicht wesentlich verringerte. Abrech-
nungen mit Ärzten und Kliniken, Kor-
respondenz mit der HEAE, 
Organisation von Taschengeldausga-
ben, Anfragen von Bürgern mit Un-
terkunfts- oder Hilfsangeboten seien 
hier nur beispielhaft genannt.

Obwohl alle Zelte beheizt waren, be-
stand mit der Stadt Fulda und der 
HEAE Einvernehmen, dass ein Be-
trieb der Zeltstadt über den Winter 
nicht zumutbar war. Trotzdem war 
bis kurz vor Räumung der Zeltstadt 
am 2. November zweifelhaft, ob sie 
als Alternative zur Obdachlosigkeit 
von ankommenden Flüchtlingen be-
stehen bleiben sollte.

Die politische Entscheidung war 
letztlich eindeutig und die Bewohner 
wurden an diesem Tag in eine win-
terfeste Unterkunft in einen ehemali-
gen Baumarkt gefahren. Damit 
endete auch (zunächst?) die Zustän-
digkeit des Versorgungsamtes.

Die sehr umfassende und ausführli-
che Schilderung, die bei weitem 
nicht abschließend alle Ereignisse, 
Tätigkeiten und Aufgaben beschreibt 
(Rundgänge mit Politikern, Abgeord-
neten, Pressearbeit etc.) soll deutlich 

machen, mit welchem personellen 
und finanziellen Aufwand die Aufnah-
me und Betreuung von 400 
Flüchtlingen(zugegebenermaßen wa-
ren es durch Ab- und Zugänge eini-
ge aber nicht wesentlich mehr), 
verbunden ist. 

Das entspricht einem halben Promille 
von einer Million Flüchtlingen, die 
2015 nach Deutschland gekommen 
sind.

Selbst wenn nur 50 Prozent eine si-
chere Bleibeperspektive haben soll-
ten, sind bei meiner Schilderung die 
dann entstehenden Aufwendungen 
für Wohnraum, Schule, Kindergärten, 
Sprachkurse, berufliche Eingliederung 
und last but not least notwendige 
Sozialleistungen etc. noch nicht be-
rücksichtigt. Die Integration der 2015 
nach Deutschland gekommenen 
Flüchtlinge ist eine gigantische Auf-
gabe, die aber dank des hohen En-
gagements von hauptamtlichen und 
ehrenamtlichen Mitarbeitern und Hel-
fern sowie der zur Zeit guten Wirt-
schaftslage gelingen könnte (wobei 
sich der Finanzminister mit seinen 
Überlegungen zu einem Benzinsoli 
schon berechtigte Gedanken über 
die Finanzierung der zu erwartenden 

Flüchtlingskosten in den nächsten 
Jahren macht). 

Voraussetzung dafür ist aber die 
Perspektive, dass ein weiterer Zuzug 
von Flüchtlingen keinesfalls in die-
sem Umfang stattfinden kann bzw. 
darf. Wenn führende Bundespolitiker, 
voran unsere Kanzlerin, die Warnun-
gen und Hilferufe der Kommunen 
sehenden Auges ignorieren, wird die 
positive und erfreulich hilfsbereite 
Stimmung der Bevölkerung noch 
mehr kippen.

Wenn selbst liberale und weltoffene 
Staaten wie Schweden oder Däne-
mark ihre Grenzen schließen, muss 
das Anlass zum Nachdenken geben.

Wenn es aber nicht gelingt, konse-
quent und erfolgreich die Außengren-
zen zu schützen, wird es nur eine 
Frage der Zeit sein, wann die ande-
ren europäischen Staaten dem Bei-
spiel von Schweden, Dänemark oder 
Ungarn folgen werden, ein Szenario, 
vor dem schon Vizekanzler Gabriel 
zu recht warnt (SZ vom 17.Januar 
2016). Dann wird aus der Herausfor-
derung tatsächlich eine Überforde-
rung.

Eine Glanzleistung in Rekordzeit: Der Aufbau einer Zeltstadt auf dem Parkplatz vor dem Polizeipräsidium.	 Foto: Osthessen News
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dbb-Jahrestagung 2016 in Köln:

Einen Königsweg in der Flüchtlings-  
und Integrationspolitik gibt es nicht
Die Flüchtlingslage beherrschte auch 
die Reden und Debatten anlässlich 
der 57. Jahrestagung des Deutschen 
Beamtenbundes (dbb), die vom 10. 
bis 12. Januar in Köln stattfand. 
Motto der Tagung: „Herausforderung 
für die Demokratie – Politik contra 
Bürger?“

Als einer der Hauptredner dankte 
Bundesinnenminister Thomas de 
Maizière allen Menschen innerhalb 
und außerhalb des öffentlichen 
Dienstes, dass sie im Zusammen-
hang mit der Flüchtlingsbewegung 
„solidarisch und beherzt Verantwor-
tung übernommen haben und man-
ches Mal über sich hinausgewachsen 
sind“. Die Gesellschaft als Ganzes 
sei herausgefordert und dabei träfen 
Sorgen und Mitgefühl aufeinander. 
Diese für Deutschland schwierige 
Lage stelle den öffentlichen Dienst 
vor besondere Herausforderungen. 
Und, so der Bundesinnenminister 
weiter: „Auf den öffentlichen Dienst 
ist Verlass!“ Dafür gebe es Hunderte 
gute Beispiele in ganz Deutschland.

Die Suche nach einem Königsweg in 
der Flüchtlings- und Integrationspoli-
tik sei äußerst schwierig, betonte der 
Minister vor den Gewerkschaftsmit-
gliedern und verwies dabei auf die 
Komplexität der zu lösenden Proble-
me. Er nehme die Sorgen der Men-
schen ernst und zeigte auf, wie es 
gelingen könne, die humanitäre Ver-
antwortung gegenüber den Schutz-
berechtigten zu erfüllen, ohne dabei 
andere politische Ziele aufzugeben. 
Nur so könne ein soziales Auseinan-
derdividieren in der Gesellschaft ver-
mieden werden.

Zur Wahrheit gehöre aber auch: 
„Ohne erhebliche Anstrengungen al-
ler Beteiligten und insbesondere der 
Flüchtlinge, ohne beträchtliche Mehr-
ausgaben wird es nicht gehen. Diese 
bewegen sich im zweistelligen Milli-
ardenbereich. Aber den Anspruch an 
die schwarze Null sollten wir halten.“ 
Mit Blick auf den öffentlichen Dienst 
bekräftigte Thomas de Maizière, 
dass der Staat seine Aufgaben nur 
dann ordentlich erledigen könne, 
wenn genügend Personal und Aus-
stattung zur Verfügung stünden.

Deshalb seien ab 2016 weitere 4.000 

Stellen im Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge sowie weitere 4.000 
Stellen für die Sicherheitsbehörden 
des Bundes eingeplant worden. Al-
lerdings seien die Probleme damit 
noch nicht gelöst. Die Umstellungen 
brauchten Zeit. Bis die Polizisten, die 
Entscheider, die Lehrer ausgebildet 
seien, müsse jede personelle Res-
source eingesetzt, sprich Personal 
umgeschichtet werden, betonte der 
Minister. Zahlreiche Beschäftigte ar-
beiteten mit Hochdruck und vielen 
Überstunden. Das sei auf Dauer 
nicht gesund. Als „gute Nachrichten 
für Personaler“ bezeichnete er die 
Förderung von Abordnungen an die 
unterbesetzten Verwaltungen durch 
das Setzen maßvoller finanzieller An-
reize, die mit dem 7. Besoldungsän-
derungsgesetz geschaffen worden 
seien, sowie die Einrichtung eines 
der Demografie geschuldeten Stellen-
pools für die Bundesverwaltung. Die-
ser Pool erlaube es den Bun- 
desverwaltungen, sich Stellen auf 
Zeit zu „leihen“, um schon heute 
den dringend gesuchten jungen In-
genieur oder die junge IT-Spezialistin 
unbefristet einzustellen, bevor der 
Vorgänger in den Ruhestand geht.

Auf die sexuellen Übergriffe und 
Straftaten der Silvesternacht in Köln 
eingehend betonte de Maizière, der-
artige Exzesse habe es in dieser Di-
mension und möglicherweise auch in 
der Organisiertheit in Deutschland 
bisher nicht gegeben. Sie seien in
akzeptabel und müssten konsequent 
mit den Mitteln des Rechtsstaates 
verfolgt werden. Aus Sicht des Mi-
nisters seien deshalb sowohl eine 
konsequente Anwendung des gelten-
den Rechts als auch gesetzliche 
Verschärfungen notwendig. Er sprach 
sich ebenso für eine konsequente 
Aufklärung aus. Nichts dürfe unter 
den Teppich gekehrt werden. Es sei 
gerade auch im Interesse der Flücht-
linge, aufzuklären, wer kriminell sei 
und wer nicht.

Ausdrücklich dankte de Maizière den 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der 
Sicherheitsbehörden und Polizeien 
von Bund und Ländern für deren 
„hervorragende Arbeit“. Bei dieser 
Belastung sei es wichtig, die Sicher-

heitsbehörden durch gute Gesetze, 
durch gute Ausstattung und mit 
mehr Personal „deutlich“ zu stärken. 

De Maizière versicherte, er werde in 
nächster Zeit mit den gewerkschaftli-
chen Spitzenorganisationen zu einem 
Spitzengespräch über die Probleme 
in den Verwaltungen und für die Be-
schäftigten im öffentlichen Dienst 
zusammenkommen.

Als wichtigen Schritt bezeichnete der 
Minister auch das auf den Weg ge-
brachte Digitalisierungsprojekt samt 
Gesetzentwurf, das die Verfahrens-
dauer verkürzen und klar regeln soll. 
Die Sicherung der europäischen Au-
ßengrenzen sowie eine faire Vertei-
lung der Schutzbedürftigen gelängen 
nur in europäischer Solidarität und 
Verantwortung. 

Insgesamt seien „Flexibilität und 
Pragmatismus“ erforderlich. Für eine 
begrenzte Zeit könne es deshalb aus 
Sicht des Bundesinnenministers nötig 
sein, Anforderungen an die berufliche 
Qualifikation – etwa bei Lehrkräften 
– abzusenken. Berufliche Fertigkeiten 
der ins Land kommenden Menschen 
sollten am besten direkt im Betrieb 
oder in der Ausbildungsstätte „im 
Echtbetrieb“ überprüft werden. Es 
sei Zeit und Gelegenheit, die Lage 
als Chance zu Modernisierung und 
Flexibilisierung zu begreifen.

Auf das Motto der dbb-Jahrestagung 
„Politik contra Bürger?“ eingehend 
resümierte de Maizière, dass vieles 
in der Öffentlichkeit kontrovers dis-
kutiert werde und sich an der 
Flüchtlingspolitik in Deutschland nicht 
zum ersten Mal ein heftiger Streit 
entzünde. Grundsätzlich sei Streit ein 
gutes Zeichen für eine Demokratie, 
die um Mehrheiten ringen müsse. 
Das ende aber dort, wo Streit hass-
erfüllt oder gar gewaltvoll zutage 
trete. Eine Verrohung der Sprache 
sei durch keine Sorge, durch keine 
Angst zu rechtfertigen, sagte der Mi-
nister und ergänzte: „Wenn ich mir 
die vielen hilfsbereiten Helferinnen 
und Helfer ansehe, widerlegt das 
aber auch, dass die Mehrheit unse-
rer Gesellschaft ohne Empathie lebt. 
Ohne Mitgefühl hält eine Gesellschaft 
nicht zusammen.“
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Starker Staat	  
Für einen differenzierten Umgang mit 
der Flüchtlingssituation, der sowohl 
gesellschaftliche als auch finanzpoliti-
sche Interessen berücksichtige, plä-
dierte der Finanzminister des Landes 
Nordrhein-Westfalen Norbert Walter-
Borjans. Politikmüdigkeit sei kein 
gutes Zeichen für eine Demokratie. 
Eine freiheitliche Gesellschaft könne 
nur durch einen starken Staat ge-
schützt werden. Dies erfordere aller-
dings eine gemeinsame Kraftan
strengung aller, sagte der Minister. 
Aktuell komme es insbesondere dar-
auf an, die nächste Generation de-
rer, die in Deutschland bleiben wol-
len, schnell, konsequent und nach- 
haltig zu integrieren. Nur so könnten 
aus Transferempfängern letztlich 
Steuerzahler werden.

Um diesen Prozess zu beschleuni-
gen, müssten auch administrative 
Hürden beseitigt und ausreichende 
finanzielle Mittel zu Verfügung ge-
stellt werden. Erst dann werde die 
Vision real, dass die neuen Bürgerin-
nen und Bürger der Bundesrepublik 
Deutschland nicht nur für sich selbst 
sorgen, sondern gemeinsam das 
Land voranbringen können. Dies al-
les sei aber nur durch ausreichende 
Investitionen in die Zukunft zu schaf-
fen und nicht durch ein Zudrehen 
des Geldhahns. So seien allein in 
Nordrhein-Westfalen rund 4.700 neue 
Stellen im öffentlichen Dienst ge-
schaffen und die Hinzuverdienstgren-
zen pensionierter Beamter befristet 
ausgesetzt worden, um eine Reakti-
vierung von Beamten zu vereinfa-
chen.

Der Finanzminister sprach von einem 
derzeit „guten Gleichklang“ zwischen 
politischem Handeln und der Unter-
stützung seitens des öffentlichen 
Dienstes. Es sei insbesondere von 
Vorteil, auf die erfahrenen und ver-
lässlichen Strukturen des öffentliches 
Dienstes und seiner Beschäftigten 
zurückgreifen zu können. Der Ge-
samtstaat sei in der Lage, die aktu-
ellen Herausforderungen zu meistern.  
Damit die Bevölkerung den bevorste-
henden schwierigen Weg mitgehen 
könne, müssten Politik und Verwal-
tung dies kommunizieren. Walter- 
Borjans sagte dies auch mit Blick 
auf mögliche gesellschaftliche und 
politische Folgen aufgrund der aktu-
ellen Geschehnisse in der Silvester-
nacht in Köln.

Physische und psychische 	  
Dauerbelastung	  
Der zweite Vorsitzende des dbb  

beamtenbund und tarifunion, Willi 
Russ, unterstrich in seiner Rede, 
dass Solidarität mit Schutzbedürfti-
gen in Deutschland zu Recht Verfas-
sungsrang habe und immer auch ein 
Grundgedanke allen gewerkschaftli-
chen Handelns sei. Zugleich mahnte 
Russ angesichts des anhaltenden 
Flüchtlingszulaufs und der damit ver-
bundenen Herausforderungen an den 
öffentlichen Dienst: „Wer eine politi-
sche Entscheidung trifft, muss in der 
Verwaltung auch die Voraussetzun-
gen für die Umsetzungen schaffen.“ 
Die vorherrschenden schwierigen Ver
hältnisse stellten Europa und 
Deutschland nicht nur vor große ge-
sellschaftspolitische Herausforderun-
gen, sie wirkten sich auch ganz un-
mittelbar auf den öffentlichen Dienst 
aus.

Als Beispiele nannte Russ alle Kolle-
ginnen und Kollegen im BAMF, bei 
der Polizei in Bund und Ländern, in 
den Kommunen, in den KiTas und 
Schulen, im öffentlichen Gesund-
heitswesen oder in der Justiz, die 
eine „großartige Arbeit“ leisteten und 
ohne deren besonderes Engagement 
die vorherrschende Krisensituation 
nicht zu bewältigen wäre. Die beste-
hende Dauerbelastung führe aller-
dings zunehmend an die Grenze der 
physischen und psychischen Belast-
barkeit.

Erschwerend hinzu komme, dass im-
mer häufiger von rechtlichen Stan-
dards abgewichen werde. Es würden 
Entscheidungen getroffen, die mit 
rechtsstaatlichen Verfahren nur 
schwer vereinbar seien. Als Reprä-
sentant einer gewerkschaftlichen 
Spitzenorganisation des öffentlichen 
Dienstes stellte Russ klar, dass das 
Recht nicht zur Disposition stehen 
dürfe und dass verbindliche Regeln 
nicht der Beschleunigung von Ver-
fahren zum Opfer fallen dürften. Man 
sei aber offen, über vereinfachte und 
schnellere Verfahren nachzudenken, 
um für personelle Entlastung zu sor-
gen. In diesem Zusammenhang seien 
Verwaltungsverfahren zu straffen, 
Schnittstellen für den Datenaus-
tausch zu definieren und Zuständig-
keiten sinnvoll zu bündeln. Dies 
könnte beispielsweise eine einheitli-
che Flüchtlings- und Integrationsver-
waltung leisten, die für Unterbringung, 
Versorgung und Integration zuständig 
wäre. Die Entscheidung aber, ob und 
wie von Vorschriften abgewichen 
werden soll, dürfe nur der Gesetzge-
ber selbst treffen. Er muss es ge
gebenenfalls aber auch tun. Willi 
Russ:“ Die Floskel: „Not kennt kein 

Gebot“ gilt im Rechtsstaat eben 
nicht.“ 

Die gesamtgesellschaftliche „Herku
lesaufgabe“ mache auch deutlich, so 
der dbb Vize, welche negativen Fol-
gen der seit Jahren im öffentlichen 
Dienst von der Politik herbeigeführte 
Personalmangel in einer aktuellen 
Krisensituation nach sich zieht. Die 
Verwaltung sei nach ständigen Kür-
zungen und Wiederbesetzungssper-
ren mittlerweile „auf Kante genäht“. 
Es gebe keine Reserven und die Al-
tersstruktur böte für die Zukunft kei-
ne Perspektive. Nun sei die Politik 
gefordert, Prioritäten zu setzen und 
wieder stärker für eine aufgabenge-
rechte Personalausstattung zu sor-
gen.

Die bewilligten neuen Stellen beim 
BAMF, bei der Bundespolizei, beim 
THW, im Bundesinnenministerium 
und auch in der Bundesagentur für 
Arbeit stoßen beim dbb natürlich auf 
Zustimmung. Die Gewerkschaftsorga-
nisation setzt allerdings ein Fragezei-
chen dahinter. Letztlich werde erst 
die Zukunft zeigen, ob diese Maß-
nahmen ausreichend seien. Denn 
diese Stellen seien erst für die kom-
menden Jahre geschaffen und die 
Beschäftigten müssen erst einmal 
gefunden, ausgewählt, ausgebildet 
oder in die konkrete Aufgabe einge-
arbeitet werden. Nach Auffassung 
des dbb Vize lasse sich damit nicht 
die aktuelle Herausforderung bewälti-
gen. Als Beispiel nannte er die Abar-
beitung des bestehenden „Rück-
staus“ bei den Asylverfahren. Wir 
alle müssen uns bewusst sein, dass 
neue Stellen unverzichtbar sind, aber 
nicht sofort wirken. Schließlich werde 
die Krise nicht schon morgen been-
det sein. Dafür würden nicht nur 
Beschäftigte „in der Zahl“, sondern 
mit Kompetenz und Erfahrung ge-
braucht. Der große Anteil neuer, aber 
befristeter Stellen sei dazu wenig 
hilfreich. Schließlich dürfe nicht ver-
gessen werden, dass die regulären 
Verwaltungsaufgaben den Bürgern 
gegenüber weiterhin kontinuierlich zu 
erledigen seien. 

Wenig hilfreich sei es auch, gab Willi 
Russ zu bedenken, die Schuldigen 
für organisatorische Missstände vor-
rangig in den Reihen der Beschäftig-
ten zu suchen. Die Gebietskörper-
schaften müssten langfristig die 
notwendigen Finanzmittel für die Er-
füllung der ihnen übertragenen Auf-
gaben erhalten.

Zur bevorstehenden Einkommensrun-
de für die Beschäftigten von Bund 
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und Kommunen verwies Russ als 
Verhandlungsführer des dbb auf die 
anhaltende konjunkturelle Erholung, 
den Anstieg der Inflationsrate und 
die stabile Arbeitsmarktlage in 
Deutschland. Der dbb werde in den 
nächsten Wochen auf „Branchenta-
gen“ an der Basis mit den Mitglie-
dern über deren Vorstellungen 
diskutieren, bevor anschließend die 
Gesamtforderungen für alle Status-
gruppen präsentiert werden. Dabei 
werde es auch um strukturelle For-
derungen gehen wie etwa die Ab-
senkung des aus Sicht des dbb viel 
zu hohen Anteils befristeter Arbeits-
verhältnisse von über 15 Prozent im 
öffentlichen Sektor. Davon seien vor 
allem Arbeitnehmer unter 35 Jahren 
betroffen. 

Belastungsgrenze erreicht	  
Die zu bewältigenden Probleme im 
Zusammenhang mit der Flüchtlings-
krise standen auch im Mittelpunkt 
einer interessanten Podiumsrunde, 
an der Dr. Eva Lohse, Präsidentin 
des Deutschen Städtetages, Detlef 
Scheel, Vorstand der Bundesagentur 
für Arbeit, Peter Friedrich, baden-
württembergischer Minister für euro-
päische Angelegenheiten und der 
stellvertretende dbb Bundesvorsitzen-
de, Ulrich Silberbach teilnahmen. Als 
Moderatorin stand die ZDF-Journalis-
tin Dunja Hayali zur Verfügung.

In den Blickpunkt der Diskussion  

rückten insbesondere die Kommu-
nen. Städte, Kreise und Gemeinden 
sind durch die Betreuung der Flücht-
linge vor Ort besonders gefordert. 
Die Oberbürgermeisterin von Lud-
wigshafen Lohse mahnte, dass die 
Belastungsgrenze vieler Städte und 
Gemeinden bereits überschritten sei. 
Sie mahnte in diesem Zusammen-
hang die Verantwortungsgemein-
schaft mit Bund und Ländern an, die 
auch ein stärkeres finanzielles Enga-
gement beinhaltet. 

Auch der stellvertretende dbb-Vorsit-
zende Silberbach sieht die Hauptlast 
bei den Kommunen. Er erinnerte 
daran, dass von den 200.000 fehlen-
den Stellen im öffentlichen Dienst 
mindestens 120.000 auf den kommu-
nalen Bereich entfielen. Für die erfor-
derliche Personalgewinnung sei eine 
größere Wertschätzung der Beschäf-
tigten erforderlich. Diese gelte für die 
Bezahlung, aber auch für die öffent-
liche Anerkennung deren Arbeit. 
Wenn die Politik nach den Vor-
kommnissen der Silvesternacht die 
Kolleginnen und Kollegen im öffentli-
chen Dienst kritisiere, dann sei dies 
absolut unangebracht. Die Politik 
trage Verantwortung für den Stellen-
abbau im öffentlichen Dienst in den 
vergangenen Jahren und wundere 
sich nun, dass in diesen Zeiten be-
sonderer Belastung nicht mehr alles 
reibungslos funktioniere.

Zweifel an der Tauglichkeit der der-
zeit diskutierten politischen Maßnah-
men meldete der baden-württem
bergische Europa-Minister Friedrich 
an. Als Beispiel nannte er die Dis-
kussion über die Ausweitung der 
Wohnortauflagen,da ja andererseits 
auch Mobilität bei der Integration 
erwartet werde. Es bestehe die Ge-
fahr, dass derzeit schneller neue 
Gesetze produziert würden, als die 
Verwaltung in der Lage sei, diese 
umzusetzen. Friedrich: „So lösen wir 
keine Missstände - schon gar nicht 
von heute auf morgen.“

Bezüglich der Integration der Flücht-
linge in den Arbeitsmarkt betonte 
Detlef Scheele, dass die Bundes-
agentur für Arbeit (BA) erst nach 
Abschluss der Asylverfahren tätig 
werden könne. Daher erwarte er eine 
stärkere Belastung der BA ab dem 
zweiten Quartal 2016. Die erfolgrei-
che Integration sei „ein langer Weg“, 
grundsätzlich sei aber Optimismus 
angebracht. Zwar fehle etwa 80 Pro-
zent der Flüchtlinge vorerst die for-
male Qualifikation für den deutschen 
Arbeitsmarkt. Gelinge aber der Drei-
klang aus paralleler Kompetenzfest-
stellung, Spracherwerb und berufli-
cher Eingliederung, sei zukünftig die 
Integration von 450.000 zusätzlichen 
Kräften in den Arbeitsmarkt aus 
Sicht des BA-Vorstandes realistisch.	

A.F.

„Nach der Reform ist vor der Reform“
Weiterentwicklung des Behindertengleichstellungsgesetzes  
lässt noch Fragen offen

Kritik übte die Beauftragte der Bundes-
regierung für die Belange behinderter 
Menschen, Verena Bentele, am Ge-
setzentwurf zur Weiterentwicklung  
des Behindertengleichstellungsrechts 
(BGG). In einer gemeinsamen Presse-
konferenz mit der Bundesministerin für 
Arbeit und Soziales, Andrea Nahles, 
zur Novellierung des Gesetzes betonte 
Bentele, dass sie sich einen ambitio-
nierteren Gesetzentwurf erhofft hatte.

Der vorliegende Entwurf bleibe leider 
deutlich hinter den Erwartungen der 
Behindertenbeauftragten zurück. Zwar 
habe die Arbeits- und Sozialministerin 
versucht, eine gute Novellierung auf 
den Weg zu bringen. Doch zu viele im 
Laufe des politischen Prozesses durch-
gesetzte Abstriche hätten den Gesetz-
entwurf verwässert.

Als Beispiel nannte Bentele Neubauten 
des Bundes, die zwar künftig hohe 
Standards der Barrierefreiheit zu erfül-
len hätten, was aber nicht für bestehen-
de Gebäude gelte. Dies sei zu wenig. 
Stattdessen werde nur festgeschrie-
ben, dass über die vorhandenen Barri-
eren berichtet werden soll. Das gelte 
auch für Intranet und andere elektro-
nisch unterstützte Verwaltungsabläufe. 
Verena Bentele: „Es reicht nicht, Hin-
dernisse zu dokumentieren. Wir müs-
sen Barrieren wirksam und verbindlich 
beseitigen. Die UN-Behindertenrechts-
konvention nimmt staatliche Institutio-
nen hierzu ganz eindeutig in die 
Pflicht.“ In der Realität hieße das: Allen 
Menschen müsste es möglich sein, mit 
Hilfe von Rampen oder Fahrstühlen 
alle Gebäude selbstständig zu errei-
chen. Dazu zähle auch, dass für gehör-

lose Menschen Informationen in 
Gebärdensprache vorhanden sind und 
dass es im Internet Angebote gibt, die 
auch blinde Menschen nutzen könnten.

Angesichts der politischen Mehrheiten 
innerhalb der Bundesregierung sei die 
Einbeziehung des zivilrechtlichen Be-
reiches leider nicht durchsetzbar gewe-
sen, kritisierte Bentele. Mit anderen 
Worten: Private Anbieter könnten auch 
künftig nicht dazu verpflichtet werden, 
Barrierefreiheit herzustellen. Weder 
Arztpraxen noch Kneipen könnten so-
mit verbindlich aufgefordert werden, 
etwa für Rollstuhlnutzer, Eltern mit Kin-
derwagen und Menschen mit Sehbe-
hinderungen gleichermaßen zugänglich 
zu sein. Dabei reiche häufig schon eine 
kleine Rampe oder eine Speisekarte in 
Brailleschrift aus, um mehr Lebens-
komfort und Chancengleichheit zu 
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schaffen – ohne hohen Kostenauf-
wand. Es müsse daher das Ziel sein, 
auch private Anbieter und Dienstleister 
zur umfassenden Barrierefreiheit zu 
verpflichten. Dies habe für den Lebens-
alltag von Menschen mit Behinderun-
gen einen hohen Stellenwert und 
würde für alle übrigen Bürger mehr 
Komfort bringen. Schließlich werde im 
Alltag nicht unterschieden, ob ein Ge-
bäude, eine Maßnahme oder die Kom-
munikation einem öffentlichen oder 
privaten Anbieter zuzuordnen sei. Men-
schen mit Behinderungen wollten um-
fassende Barrierefreiheit – egal, in 
wessen Einflussbereich diese liege. 

Begrüßt wurden von der Behinderten-
beauftragten „deutliche Verbesserun-
gen“ bei der „leichten“ Sprache. So sei 
vorgesehen, dass ab 2018 nicht nur 
allgemeine Informationen, sondern 
auch Bescheide in leichter oder ver-

ständlicher Sprache erläutert werden 
sollen. 

Lob gab es auch für den geplanten so-
genannten Partizipationsfonds. Dieser 
ermögliche insbesondere Selbstvertre-
tungsorganisationen von Menschen mit 
Behinderungen eine aktive und umfas-
sende Teilhabe an der Gestaltung öf-
fentlicher Angelegenheiten. Der vom 
Kabinett beschlossene Gesetzentwurf 
sehe auch die Einrichtung einer Bun-
desfachstelle für Barrierefreiheit als 
zentrale Anlaufstelle zu Fragen der 
Barrierefreiheit vor. Hier könne das 
Fachwissen gebündelt und die Experti-
se jederzeit abgerufen werden.

Besonders eingesetzt hatte sich Ve-
rena Bentele für ein niedrigschwelli-
ges Schlichtungsverfahren für Streit-
fälle nach dem BGG. Dieses 
Verfahren werde für die Beteiligten 

kostenfrei sein und soll den Verbän-
den als Vorverfahren vor Verbands-
klagen dienen. Auch Einzelpersonen 
soll es zur Verfügung stehen. Ziel 
war es insbesondere, Streitigkeiten 
rund um das Thema Barrierefreiheit 
künftig außergerichtlich beilegen zu 
können. Dabei verwies die Behinder-
tenbeauftragte auf die positiven Er-
fahrungen aus Österreich. Leider sei 
es nicht gelungen, die Schlichtung 
auch auf private Anbieter und etwa 
deren Verpflichtungen nach dem All-
gemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
zu erstrecken. Bentele wünschte 
sich, dass sehr bald – ähnlich wie in 
Österreich – Schlichtungsverfahren 
für Menschen mit Behinderungen 
auch auf zivilrechtliche Angelegenhei-
ten erstreckt werden. Insofern gelte 
auch hier, „nach der Reform ist vor 
der Reform.“	 A.F.

Doreen Hübner, GdV-Landes
vorsitzende in Brandenburg, setzt 
auf Hartnäckigkeit und persönliche 
Gespräche, um politische Entschei
dungsträger davon zu überzeugen, 
dass eine Kommunalisierung der 
Sozialverwaltung in Brandenburg 
der falsche Weg ist. Ebenso nach
drücklich setzt sich die Gewerk
schaft für den Abschluss eines 
Tarifvertrages zur sozialverträg
lichen Umsetzung der anstehenden 
Funktionalreform ein. In unserem 
Interview bekennt sie, dass sie sich 
ihrer neuen Aufgabe „eher mit  
Lust“ stellt.

Die Fragen stellte Arnim Franke. „Die Sozialverwaltung: 	  
Frau Hübner, Sie wurden 
ohne Gegenstimmen zur neu-

en GdV-Landesvorsitzenden in Bran-
denburg gewählt. Verursacht dieser 
Vertrauensvorschuss bei Ihnen mehr 
Last oder Lust am neuen Amt?

Doreen Hübner: 	  
Das kommt immer darauf an, wann 
mir diese Frage gestellt wird.	  
Als wir im Vorstand das erste Mal 

darüber diskutierten, wer die Nach-
folge als Vorsitzende antreten könn-
te, da gab es die Debatte über 
einen Leitbildentwurf zur Verwal-
tungsstrukturreform noch nicht. 

Evelin Herrmann hat dieses Amt 
über 20 Jahre mit so viel Leiden-
schaft ausgefüllt und durch ihre lo-
ckere Art hatte man den Eindruck, 
dass ihr alles so leicht fällt. Wie viel 
Arbeit dahinter steckt, wird einem 
erst vollkommen bewusst, wenn man 
sie selbst machen muss. Ihre Reden 
waren immer sehr erfrischend und 
trotzdem an den richtigen Stellen 
kritisch. 

Sicherlich setzt man sich dadurch 
selbst unter Druck, um als Nachfol-
gerin im selben Maße dieser Aufga-
be gerecht zu werden. Ich bin Ge-
werkschafterin aus Leidenschaft, 
weiß aber auch, dass ich noch viel 
dazu lernen muss. Dass mein Herz 
am richtigen Fleck schlägt, wissen 
aber unsere Mitglieder und geben 
mir sicherlich die Zeit, die ich noch 
benötige. Ich habe aber auch groß-
artige Unterstützung durch unsere 

Vorstandsmitglieder, vor allem Andre-
as Diettrich und Detlef Mangler ste-
hen mir mit ihrer langjährigen Erfah-
rung zur Seite. Auf ihre Hilfe und 
Zuarbeit kann ich mich immer verlas-
sen, gerade in der Diskussion zum 

Aus den Landesverbänden

„Wer nicht kämpft, hat schon verloren!“
Vorteile einer Fachverwaltung ohne Zwischenstufen liegen klar auf der Hand

GdV-Brandenburg

Doreen Hübner, 
GdV-Landesvorsitzende Brandenburg
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Leitbildentwurf für die Verwaltungs-
strukturreform. 

Also ja, ich habe eher Lust mich 
dieser Aufgabe zu stellen.

Die Sozialverwaltung: 	  
Die Zerschlagung bewährter Strukturen 
im Bereich der Versorgungsverwaltung 
in anderen Bundesländern konnte trotz 
massiven Einsatzes der GdV nicht ver-
hindert werden. Sehen Sie in Branden-
burg eine reelle Chance, die geplante 
Dezentralisierung des Landesamtes für 
Soziales und Versorgung zu verhin-
dern?

Doreen Hübner: 	  
Eine Chance gibt es immer. Wer 
nicht kämpft, hat schon verloren. Wer 
schweigt, stimmt zu.

Leider wissen wir nicht, was auf po-
litischer Ebene besprochen wird und 
wohin die Reise geht, nachdem nun 
die Leitbildkonferenzen in den Land-
kreisen und kreisfreien Städte gelau-
fen sind. Und ob vorgebrachte Argu-
mente oder Bedenken dazu führen, 
den vorgestellten Leitbildentwurf an 
der einen oder anderen Stelle doch 
noch einmal kritisch zu überdenken. 
Wir als Gewerkschaft können nur 
Sachargumente an die Abgeordneten 
herantragen, um zu überzeugen, dass 
die Übertragung von Aufgaben des 
Landesamtes für Soziales und Ver-
sorgung LASV auf die kommunale 
Ebene aus unserer Sicht ein Fehler 
ist.

Die Sozialverwaltung:	  
Welche Mittel stehen der GdV Bran-
denburg zur Verfügung, sich in den 
Prozess der Kreisgebietsreform aktiv 
einzubringen?

Doreen Hübner: 	  
Im Mai 2015 wurde uns vom dbb-
brandenburg der Leitbildentwurf der 
Landesregierung Brandenburg zu ei-
ner ersten Stellungnahme übersandt. 

Sie stellen sich dem Fotografen: Normen Franzke, Frauke Dunz, 
Gabriele Herrmann, Franz Ifland, Doreen Hübner sowie Andreas 
Dietrich (v.l.n.r.) 

Von dieser Möglich-
keit haben wir als 
Gewerkschaft auch 
umfassend Ge-
brauch gemacht, 
insbesondere vor 
dem Hintergrund, 
dass unsere Mitglie-
der als Mitarbeiter 
des Landesamtes 
für Soziales und 
Versorgung (LASV) 
unmittelbar von der 
b e a b s i c h t i g t e n 
Funk t iona l re fo rm 
betroffen sind. 

Danach setzten wir 
uns mit dem Personalrat und dem 
Vertreter von Ver.di des LASV an 
einen Tisch und besprachen, welche 
nächsten Schritte etwa auch in ge-
meinsamen Aktionen notwendig wä-
ren. An 18 Standorten, verteilt über 
ganz Brandenburg, wurde von Ende 
August bis Mitte Oktober 2015 in 
den Leitbildkonferenzen ein Bürgerdi-
alog durchgeführt, und wir nahmen 
an vielen dieser Konferenzen teil. 
Anfangs wollten wir uns ein Bild von 
der Stimmung in den Landkreisen 
und Städten machen, später stellten 
auch wir unsere kritischen Fragen. 
Aber wie gewohnt, bekamen wir auf 
konkrete Fragen nur allgemeine und 
„schwammige“ Antworten. 

Zum Austausch der jeweiligen Positi-
onen fand am 5. November 2015 ein 
Gespräch mit unserer Sozialministe-
rin Golze statt. 

Noch im Dezember 2015 wendeten 
wir uns mit einem Schreiben an viele 
Mitglieder des Landtagsausschusses 
für Inneres und Kommunales (AIK). 
Darin stellten wir uns nicht nur als 
Fachgewerkschaft vor, sondern for-
mulierten auch bereits unsere Be-
denken und baten um persönliche 
Gesprächstermine. Zwischenzeitlich 
haben erste Termine mit Landtags-
abgeordneten stattgefunden. Unser 
Ziel ist es, möglichst viele politische 
Entscheidungsträger mit unseren Sa-
chargumenten davon zu überzeugen, 
dass eine Kommunalisierung der So-
zialverwaltung in Brandenburg nicht 
der richtige Weg ist.

Am 14. Januar 2016 fand eine Anhö-
rung vor dem Ausschuss AIK im 
Potsdamer Landtag statt, bei der wir 
die Möglichkeit erhielten, unsere 
Position und unsere Meinung zur 
Funktionalreform darzulegen. Ein 
fünfminütiges Statement trug Detlef 
Mangler vor.

Bereits zum 16. Januar 2016 hatten 
wir uns gemeinsam mit dem Perso-
nalrat zum Reformkongress in Cott-
bus angemeldet. Hier sollte auf der 
Grundlage der Ergebnisse der Leit-
bildkonferenzen in sechs Arbeitsgrup-
pen vertieft weiterdiskutiert werden. 
Es war offen, ob eine Diskussion bei 
voraussichtlich 500 Teilnehmern wirk-
lich zustan de kommen konnte.

Spätestens bis Juli 2016 will der 
Landtag über das Leitbild für die 
Verwaltungsstrukturreform 2019 ent-
scheiden. Bis dahin werden wir noch 
alle Möglichkeiten ausschöpfen, um 
mit den verantwortlichen Landtags-
abgeordneten ins Gespräch zu kom-
men und sie zu überzeugen, dass 
die Kommunalisierung unserer Be-
hörde ein Fehler wäre.

Die Sozialverwaltung:	  
Welche negativen Folgen für die Bür-
ger hätte aus Ihrer Sicht eine Kreisge-
bietsreform sowie die damit verbunde-
ne Umverteilung von Aufgaben?

Doreen Hübner: 	  
Im vorgelegten Leitbildentwurf ist bei
spielsweise  eines der Schlagworte 
„Bürgernähe“, die man durch die 
Kommunalisierung von Landesbehör-
den fördern möchte. 

Aus unserer Sicht geht es hier nicht 
mehr nur um den bloßen Aufbau ei-
nes Bürgerbüros und eines freund
lichen Ansprechpartners. Die Anfor-
derungen der Bürgernähe sind erst 
dann erfüllt, wenn eine schnelle Er-
reichbarkeit der zuständigen Verwal-
tung ohne Zwischenstufen gewähr-
leistet ist und wenn schnelle, richtige 
und rechtlich korrekte Entscheidun-
gen getroffen werden.

Und genau hier sehen wir die große 
Gefahr. Für eine effektive und effizi-
ente Durchführung von Verwaltungs-
verfahren zur Sicherung von Ansprü-
chen von Menschen mit Handicaps 
bzw. sozialleistungsbedürftigen Men-
schen ist eine aufgabenorientierte 
Behördenorganisationsstruktur zwin-
gend erforderlich. Nur ein derartiges 
Modell sichert die

•	 �einheitliche Rechtsanwendung so-
wohl verfahrensrechtlich als auch 
in der Bescheidsetzung;

•	 �Gewährleistung eines einheitlichen 
Standards sozialer Leistungsange-
bote unabhängig von der Kassen-
lage;

•	 �effiziente Aufgabenerfüllung bedingt 
durch große Fallzahlen und die 
durch den zur Verfügung stehen-
den Personalkörper gegebene Fle-
xibilität;
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GdV-Fachseminar: 
Schwerbehindertenrecht (SGB IX)

Aus der Gewerkschaftsorganisation

Die Gewerkschaft der Sozialverwal-
tung (GdV) setzt auch im neuen Jahr 
die Reihe ihrer geschätzten und 
stets gut besuchten Fachseminare 
unter dem Dach der dbb akademie 
Königswinter fort. Ein Grund mehr, 
Mitglied in dieser zum Deutschen 
Beamtenbund gehörenden Fachge-
werkschaft zu sein. 

Die Fortbildungsveranstaltung ist 
dem Thema „Schwerbehindertenrecht 
(SGB IX)“ gewidmet. Sie betrifft in 
erster Linie alle mit dem Feststel-
lungsverfahren im Schwerbehinder-
tenrecht befassten GdV-Mitglieder. 
Themenschwerpunkte sind die Ver-
sorgungsmedizin-Verordnung (Vers-
MedV) sowie das Verfahren im SGB 
IX. Dazu konnten Referenten gewon-
nen werden, die langjährig sehr 
kompetent in ihren jeweiligen Dienst-
stellen mit der Materie befasst sind.

Nach GdV-Angaben soll die Schu-
lung dazu dienen, das Wissen im 
Schwerbehindertenrecht zu vertiefen 

und so das Tagesgeschäft in der 
Sachbearbeitung zu erleichtern. 

Das Seminar findet vom 24. bis 26. 
April 2016 im dbb forum Siebenge-
birge statt. Die Seminarleitung ob-
liegt dem GdV-Bundesvorsitzenden 
Eduard Liske. Als Dozenten/innen 
fungieren Ruth Böhr, Leitende Ärztin 
Abt. Soziales – Regierungspräsidium 
Gießen sowie André Reichenbächer, 
Fachdienstleiter – Kommunaler Sozi-
alverband Sachsen.

Für die Fortbildungsveranstaltung be-
steht kein Rechtsanspruch auf Frei-
stellung. Die Teilnahme kann den-
noch durch das Vorliegen von 
dienstlichem Interesse auf Antrag 
von der/dem jeweiligen Dienstvor
gesetzten genehmigt werden.

Das Teilnahmekontingent umfasst 
maximal 20 Plätze. Anmeldeschluss 
ist der 29. Februar 2016. Von Be-
deutung ist, im Anmeldebogen die 
E-Mail-Adresse anzugeben.

Der Programmablauf: Am Sonntag, 
24.  April, begrüßt Eduard Liske die 
Seminarteilnehmen und gibt Auskunft 
über den weiteren Verlauf der Veran-
staltung. Anschließend referiert Ruth 
Böhr über die Versorgungsmedizin-
Verordnung, Grundlagen der ärztli-
chen Feststellung im Hinblick auf 
GdB und Merkzeichen.

Am Montag, 25. April, setzt die Do-
zentin zunächst ihren Vortrag fort. 

Am Nachmittag informiert Dozent 
Reichenbächer über das Verfahrens-
recht SGB IX. Hierbei geht es unter 
anderem um Feststellung nach SGB 
IX, Korrektur von fehlerhaften Be-
scheiden, Anhörungsverfahren sowie 
um Fallbeispiele aus der Praxis. Sein 
Vortrag endet am Dienstagvormittag, 
26. April. Es folgt die Auswertung 
des Seminars sowie die Verabschie-
dung der Teilnehmer.

•	 �vorhandene Wirtschaftlichkeit in der 
Nutzung von IT-Anwendungen. 

Die gezeigten Vorteile einer Fachver-
waltung werden durch eine kommu-
nalisierte dezentrale Aufgabenwahr-
nehmung ohne Not aufgehoben. Es 
ist im Gegenteil mit Qualitätsverlus-
ten in den Verfahren als auch in den 
Produkten verbunden, die nichts mit 
der Qualität der Fähigkeiten und Fer-
tigkeiten von Mitarbeitern in den be-
teiligten Behörden zu tun haben, 
sondern allein ursächlich in der dann 
gegebenen dezentralen Struktur zu 
sehen sind.

Die Zerschlagung der bisherigen Or-
ganisationsform des LASV birgt aus 
Sicht der GdV die Gefahr, dass das 
Land ein wichtiges Steuerungsmittel 
zur Umsetzung seiner Sozialpolitik 
aus der Hand gibt.

Die Sozialverwaltung:	  
Sie fordern in diesem Zusammenhang 
den Abschluss eines Tarifvertrages zur 
sozialverträglichen Umsetzung der 
Funktionalreform. Was verstehen Sie 
darunter und gibt es in dieser Sache 
einen Schulterschluss mit den anderen 

Gewerkschaften, zumal ein solches 
Zusammengehen bei den jüngsten Ta-
rifverhandlungen zum TV-L offensicht-
lich nicht gelang?

Doreen Hübner: 	  
Im Rahmen der Umsetzung der 
Funktionalreform würde der Grund-
satz gelten, dass den Aufgaben auch 
das Personal folgt. Für die Tarifbe-
schäftigten der Landesverwaltung 
bedeutet dies, dass sie zu kommu-
nalen Arbeitgebern übergeleitet wür-
den. Nach unserer Auffassung und in 
Übereinstimmung mit unserem Dach-
verband dem dbb-brandenburg und 
der Gewerkschaft ver.di besteht Ein-
vernehmen, dass dies nur mit Ab-
schluss eines Tarifvertrages zur 
sozialverträglichen Umsetzung der 
Funktionalreform erfolgen kann. Der 
vorliegende Leitbildentwurf der Lan-
desregierung zur Kreisgebiets- und 
Funktionalrefom sieht bereits vor, 
dass die Landesregierung mit den 
Gewerkschaften Gespräche über den 
Abschluss eines Tarifvertrages Funk-
tionalreform aufnimmt. Aus unserer 
Sicht sind insofern die Arbeitgeber-

verbände der TdL und die VKA ge-
fragt, ein gemeinsames Angebot zu 
unterbreiten.

Im Übrigen gibt es im Land Branden-
burg bereits jetzt einen Tarifvertrag 
über Maßnahmen zur Begleitung des 
Umbaus der Landesverwaltung. In 
diesem bekräftigen die Tarifvertrags-
parteien ihre Absicht, alle mit dem 
erforderlichen Umbauprozess verbun-
denen personellen Maßnahmen so-
zial ausgewogen auszugestalten. Da 
derzeit die Umsetzung der avisierten 
Funktionalreform noch völlig offen 
ist, sind uns auch die Personalüber
leitungsmodalitäten unbekannt Für die 
Beschäftigten ist es schon wichtig 
zu wissen, wo sie demnächst tätig 
sind, ob es für Fahrtwege zum Ar-
beitsplatzplatz eine Mobilitätsprämie 
gibt oder ob Kündigungsschutzrege-
lungen gelten bzw. ob künftig Quali-
fizierungsmaßnahmen zum Erhalt des 
Arbeitsplatzes angeboten werden. Die 
Durchführung der Funktionalreform 
ohne Abschluss eines ent-
sprechenden Tarifvertrages 
lehnen wir ab!
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Anmeldung

zum Seminar der 

als Kooperationsveranstaltung der 

Ich möchte an folgendem Seminar teilnehmen: 
Seminar Nr. 2016 B120 CS vom 24. bis 26. April 2016 in Königswinter 
Fachfortbildung Schwerbehindertenrecht – SGB IX; VersMedV/Verfahrensrecht

Name, Vorname: 

Straße: 

PLZ Ort: 

Telefon dienstlich: 

E-Mail: (Wichtig!) 

Dienststelle: 

Übernachtung/Verpflegung 	  ja    nein

GdV-Mitglied  	  ja    nein

Ich erkenne die Teilnahmebedingungen der dbb akademie an und bin damit einverstanden, dass meine Daten für 
die Seminarorganisation elektronisch gespeichert werden.

Datum 	 Unterschrift Teilnehmer/in

Bitte senden Sie die Anmeldung per Post oder E-Mail direkt an 
die GdV-Bundesgeschäftsführerin 
Birgit Lachmann, Am Tiergarten 22, 36110 Schlitz, 
E-Mail: lachmann_birgit@web.de 
sowie gleichzeitig zur Info (Cc) an die Vorsitzende/den Vorsitzenden des jeweiligen 
GdV-Landesverbandes, und zwar bis spätestens Ende Februar 2016!
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§
Aus der Rechtsprechung

1/2016 Nr. 1

Bundessozialgericht - B 9 BL 1/14 R 
- Urteil des 9. Senats vom 11.08.2015 
vorgehend

Bayerisches LSG - L 15 BL 5/11 - SG 
Nürnberg - S 15 BL 1/08 -

Auch schwerst Hirngeschädigte, die 
nicht sehen können, haben An-
spruch auf Blindengeld. (Änderung 
der Rechtsprechung)

Das Bundessozialgericht musste sich 
in dieser Sache mit der Frage befas-
sen, ob schwerst Gehirngeschädigte, 
die nicht sehen können, nur dann 
einen Anspruch auf Blindengeld ha-
ben, wenn sich eine sogenannte spe-
zifische Störung ihres Sehvermögens 
feststellen lässt, das heißt, wenn ihre 
visuelle Wahrnehmung deutlich stärker 
eingeschränkt ist, als die Wahrneh-
mung mit anderen Sinnesorganen wie 
Hören oder Fühlen. 

Der heute zehnjährige Kläger erlitt bei 
seiner Geburt (2005) wegen einer Min-
derversorgung mit Sauerstoff schwers-
te Gehirnschäden. Diese führten unter 
anderem zu einem Anfallsleiden, ei-
ner spastischen Bewegungsstörung 
sowie zu einer schweren mentalen 
Retardierung mit Intelligenzminderung. 
Der Entwicklungsstand des Klägers 
entspricht dem eines ein- bis vier-
monatigen Säuglings. Seine kognitive 
Wahrnehmungsfähigkeit ist im Bereich 
aller Sinnesmodalitäten stark einge-
schränkt. Unter anderem verfügt der 
Kläger lediglich über basale visuelle 
Fähigkeiten, die unterhalb der Blind-
heitsschwelle liegen, die der Kläger 
– mit anderen Worten – nicht sehen 
kann. 

Die Mutter des Klägers beantragte 
2006 für ihren Sohn Blindengeld nach 
dem Bayerischen Blindengeldgesetz 
<vgl. nachstehenden Auszug>. Der 
Freistaat Bayern lehnte den Antrag 
ab. Zwar liege beim Kläger eine 
schwerste Hirnschädigung vor, jedoch 
sei das Sehvermögen nicht wesentlich 
stärker beeinträchtigt als die übrigen 
Sinnesmodalitäten. Dies aber sei nach 
der Rechtsprechung des Bundessozi-
algerichts zur sogenannten cerebralen 
Blindheit Voraussetzung für die Ge-
währung von Blindengeld. 

Das Sozialgericht hat der Klage statt-
gegeben, weil der Kläger faktisch 
blind und seine visuelle Wahrneh-
mung deutlich stärker betroffen sei 
als die Wahrnehmung durch andere 
Sinnesorgane. Auf die Berufung des 
beklagten Freistaates hat das Landes-
sozialgericht das Urteil des Sozialge-
richts aufgehoben und die Klage nach 
Einholung weiterer Sachverständigen-
gutachten abgewiesen. Der Kläger sei 
zwar <faktisch> blind. Auch stehe das 
Vorliegen cerebraler Schäden der 
Annahme von Blindheit nicht grund-
sätzlich entgegen. Bei Vorliegen um-
fangreicher cerebraler Schäden müsse 
für einen Anspruch auf Blindengeld je-
doch im Vergleich zu anderen – mög-
licherweise ebenfalls eingeschränkten 
– Gehirnfunktionen eine spezifische 
Störung des Sehvermögens vorlie-
gen. Dies sei entgegen der Ansicht 
des Sozialgerichts beim Kläger nicht 
der Fall. Die Unterschiede bei den 
noch vorhandenen Sinneswahrneh-
mungen seien nach den eingehol-
ten Gutachten im Hinblick auf den 
Gesamtzustand des Klägers vielmehr 
marginal. Mit seiner Revision rügt der 
Kläger die vom Landessozialgericht 
gestellten Anforderungen an die Prü-
fung einer spezifischen Sehstörung. 

Hinweis auf die Rechtslage 

Bayerisches Blindengeldgesetz 
(BayBlindG) 

<Auszug> Artikel 1: Anspruch 

(1) Blinde und taubblinde Men-
schen erhalten auf Antrag, soweit 
sie ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt im Freistaat Bay-
ern haben ….. zum Ausgleich der 
durch diese Behinderungen beding-
ten Mehraufwendungen ein monat-
liches Blindengeld. 

(2) 1 Blind ist, wem das Augenlicht 
vollständig fehlt. 2 Als blind gelten 
auch Personen, 

1. deren Sehschärfe auf dem bes-
seren Auge nicht mehr als 1/50 
beträgt, 

2. bei denen durch Nummer 1 
nicht erfasste Störungen des Seh-
vermögens von einem solchen 
Schweregrad bestehen, dass sie 

der Beeinträchtigung der Sehschär-
fe nach Nummer 1 gleichzuachten 
sind.

(3) .....

Der 9. Senat hat das Urteil des LSG 
aufgehoben und das Urteil des SG 
wiederhergestellt. Es hat damit un-
ter Aufgabe seiner bisherigen Recht-
sprechung entschieden, dass auch 
schwerst Hirngeschädigte, die nicht 
sehen können, Anspruch auf Blin-
dengeld haben. Der Anspruch auf 
Blindengeld nach dem Bayerischen 
Blindengeldgesetz setzt nur den Ver-
lust der Sehfähigkeit voraus. Auch bei 
schwer cerebral geschädigten Men-
schen ist darüber hinaus nicht erfor-
derlich, dass die Beeinträchtigung des 
Sehvermögens noch deutlich stärker 
ausgeprägt ist als die Beeinträchti-
gung sonstiger Sinneswahrnehmungen 
(Hören, Tasten etc). 

Zur Änderung seiner Rechtsprechung 
sieht sich der Senat bereits aus „pro-
zessualen“ Gründen veranlasst. Wie 
inzwischen zahlreiche Entscheidungen 
der Instanzgerichte, darunter diejeni-
gen über den Anspruch des Klägers, 
zeigen, lässt sich gerade bei mehr-
fach schwerstbehinderten Kindern 
eine spezifische Störung des Sehver-
mögens medizinisch kaum verlässlich 
feststellen. Diesbezüglich hat sich das 
Kriterium als nicht praktikabel erwie-
sen; es führt zu einer Erhöhung des 
Risikos von Zufallsergebnissen. Vor 
allem aber sieht der Senat unter dem 
Aspekt der Gleichbehandlung behin-
derter Menschen vor dem Gesetz (Art 
3 Abs 1 und Abs 3 GG) materiell-
rechtlich keine Rechtfertigung mehr 
für dieses zusätzliche Erfordernis. 

 
Der Senat sieht keinen hinreichenden 
sachlichen Grund dafür, dass zwar 
derjenige Blindengeld erhalten soll, 
der „nur“ blind ist, nicht aber der-
jenige, bei dem zusätzlich zu seiner 
Blindheit noch ein Verlust oder eine 
schwere Schädigung des Tastsinns 
oder sonstiger Sinnesorgane vorliegt, 
bei dem aber nicht von einer deutlich 
stärkeren Betroffenheit des Sehver-
mögens gegenüber der Betroffenheit 
sonstiger Sinnesorgane gesprochen 
werden kann. 

Aus den Presseinformationen des Bundessozialgerichts
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§
1/2016 Nr. 2

Bundessozialgericht - B 9 SB 
1/13 R - Urteil des 9. Senats 
vom 16.   12.   2014 vorgehend 
LSG Baden-Württemberg - L 6 VG 
2210/12 - SG Heilbronn - S 2 VG 
976/10 -

Es ist systemgerecht und kon-
sequent, wenn § 60 SGB I das 
Leistungsrecht des Behinderten um 
Mitwirkungspflichten ergänzt und 
der Behörde bei deren Verletzung ein 
Zurückbehaltungsrecht hinsichtlich 
der von ihr geschuldeten Feststel-
lung eines (höheren) GdB einräumt.
sehen können, haben Anspruch auf 
Blindengeld. (Änderung der Recht-
sprechung)

Im August 2009 beantragte die Klä-
gerin, den bei ihr bis dahin festge-
stellten Grad der Behinderung (GdB) 
von 50 zu erhöhen, weil bei ihr ein 
chronisches Meniskusleiden hinzuge-
treten sei. Trotz mehrfacher Mahnun-
gen und Fristsetzungen blieb der 
Bevollmächtigte der Klägerin im wei-
teren Verfahren aber untätig. Darauf-
hin versagte der Beklagte die 
beantragte Neufeststellung des GdB, 
weil die Klägerin ihren Mitwirkungs-
pflichten nicht nachgekommen sei. 
Widerspruch und Anfechtungsklage 
blieben ohne Erfolg. 

Das LSG hat die Berufung der Klä-
gerin zurückgewiesen und sich dabei 
auf eine analoge Anwendung der im 
Allgemeinen Teil des Sozialgesetz-
buchs geregelten Vorschriften über 
die Mitwirkungspflichten des Leis-
tungsberechtigten (§§ 60, 66 SGB I) 
gestützt. Die Vorschriften seien nach 
ihrem Wortlaut nicht unmittelbar an-
zuwenden, weil es sich bei einer 
Statusfeststellung der Versorgungs-

behörden nicht um eine Sozialleis-
tung iS des § 11 SGB I handele. 
Das SGB I weise aber nach seiner 
Systematik eine Regelungslücke auf. 
Die Interessenlage bei der Bewilli-
gung von Sozialleistungen und der 
Statusfeststellung sei wesentlich ver-
gleichbar. 

Mit ihrer Revision weist die Klägerin 
darauf hin, andere Bundesländer ver-
zichteten im Unterschied zum be-
klagten Land darauf, die Mitwir-
kungspflichten aus dem SGB I auf 
das Feststellungsverfahren nach dem 
Schwerbehindertenrecht anzuwenden. 
Einer Analogie bedürfe es nicht, der 
fehlenden Mitwirkung des Antragstel-
lers könne im Rahmen einer Beweis-
lastentscheidung ausreichend Rech-
nung getragen werden. 

Der 9. Senat hat die Revision der 
Klägerin zurückgewiesen. Die An-
fechtungsklage der Klägerin gegen 
die Ablehnung der von ihr beantrag-
ten Feststellung eines höheren GdB 
allein aufgrund fehlender Mitwirkung 
bleibt auch vor dem BSG ohne Er-
folg. Die Vorschriften über die Mit-
wirkung des Leistungsberechtigten 
bei der Beantragung von Sozialleis-
tungen sind nicht unmittelbar an-
wendbar, weil die Feststellung des 
GdB durch Verwaltungsakt keine 
Sozialleistung darstellt. Die Feststel-
lung selber begründet noch keinen 
konkreten Vorteil für den Antragstel-
ler, wie es für eine Sozialleistung 
erforderlich wäre, sondern legt dafür 
erst die Grundlage. Die Vorschriften 
über die Mitwirkung des Leistungs-
berechtigten bei der Beantragung 
von Sozialleistungen sind aber, da-
von ist das LSG zu Recht ausgegan-

gen, auf das Feststellungsverfahren 
analog anwendbar. 

Der Anspruch auf die Feststellung 
einer Behinderung ist Teil eines ver-
fahrensrechtlichen Sozialrechtsver-
hältnisses, als dessen unverzichtbare 
Nebenpflicht die Mitwirkung des 
Leistungsberechtigten anzusehen ist. 
Ein wesentlicher Unterschied zur Be-
antragung etwa von Geldleistungen 
ist nicht ersichtlich. Die Zuständigkeit 
zur Feststellung des GdB und dieje-
nige für die Gewährung daran ge-
knüpften Leistungen fallen nur 
aufgrund der historisch gewachsenen 
Besonderheiten des Schwerbehinder-
tenrechts auseinander. Es ist daher 
systemgerecht und konsequent, 
wenn § 60 SGB I das Leistungsrecht 
des Behinderten um Mitwirkungs-
pflichten ergänzt und der Behörde 
bei deren Verletzung ein Zurückbe-
haltungsrecht hinsichtlich der von ihr 
geschuldeten Feststellung eines (hö-
heren) GdB einräumt. Dies entlastet 
die Verwaltung angesichts knapper 
Ressourcen von aufwendigen Be-
weislastentscheidungen. Es schützt 
andererseits den behinderten Men-
schen vor den Bindungswirkungen 
solcher Entscheidungen, die weiter 
reichen, als wenn die Behörde die 
Feststellung nur wegen fehlender 
Mitwirkung ablehnt. 

Ohne die Mitwirkungspflicht wäre es 
der Verwaltung zudem in Fällen, in 
denen sich der Gesundheitszustand 
gebessert hat, wegen der von ihr zu 
tragenden objektiven Beweislast nur 
mit großen Schwierigkeiten oder gar 
nicht möglich, rechtmäßige Zustände 
herzustellen, falls der Begünstigte 
seine Mitwirkung verweigert.
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Beitrittserklärung 

 
Hiermit erkläre ich mit Wirkung vom   meinen Eintritt in die 

GdV – Gewerkschaft der Sozialverwaltung im dbb beamtenbund und tarifunion 
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 dnabrevstrO  elletstsneiD (Bezirks-/Landesverband) 
 
 
 
 

  
 
 

 tfirhcsretnU  mutaD ,trO
 
Meinen satzungsgemäßen Beitrag in Höhe von   Euro monatlich entrichte ich jährlich 

 durch Bankeinzug      durch Überweisung. 
Ich ermächtige die Gewerkschaft der Sozialverwaltung (GdV), Zahlungen von meinem Konto 
mittels Lastschrift einzuziehen. Zugleich weise ich mein Kreditinstitut an, die von der GdV auf mein 
Konto gezogenen Lastschriften einzulösen. Ich kann innerhalb von acht Wochen, beginnend mit 
dem Belastungsdatum, die Erstattung des belasteten Betrages verlangen. Es gelten dabei die mit 
meinem Kreditinstitut vereinbarten Bedingungen. 
 
 

  

Vorname und Name (Kontoinhaber)  Kreditinstitut 

 CIB  NABI

   

   tfirhcsretnU dnu mutaD ,trO

 


